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Nachrichten

Drei Basler Forschende
erhalten Pfizer-Preis

Basel. Drei Basler Forschende wurden
gestern mit dem Pfizer-Preis für ihre
herausragende medizinische For-
schung ausgezeichnet. Cyrill Rentsch
wurde im Fachbereich Herzkreislauf, 
Urologie und Nephrologie ausgezeich-
net. Im Bereich Infektiologie, Rheuma-
tologie und Immunologie durfte Valérie
D'Acremont einen Preis entgegen-
nehmen. Steffen Wolff wurde für seine
arbeit im Bereich der neurowissen-
schaften und Erkrankungen des Ner-
vensystems geehrt. Der Pfizer-Preis
zählt zu den bedeutendsten Schweizer
Forschungspreisen.

Neues Konzept für den
Güterverkehr in Basel
Basel. Der Kanton Basel-Stadt und der
Logistikcluster Region Basel – eine Initia-
tive der Handelskammer beider Basel–
erarbeiten eine neues Konzept für den
Güterverkehr in Basel. Dieser hat mit
25 Prozent einen beachtlichen Anteil der
Gesamtverkehrsleistung. Das Konzept
soll aufzeigen, welche Massnahmen den
Güterverkehr weiter optimieren. Das Ziel
sei eine effiziente Abwicklung und Ent-
lastung der Strasse. Das Konzept wird
Anfang 2016 vorliegen.

Basler Crowdfunding
knackt die erste Million
Basel. Bereits 168 Projektinitianten
haben bei www.basel.wemakeit.ch
eine Crowdfunding-Kampagne lanciert.
Dank den Beiträgen von 6800 Unter-
stützenden sind über zweieinhalb
Jahre 1001161 Franken in kreative
Projekte geflossen. Die durchschnitt-
lich gesprochenen Beiträge von
152 Franken erhöhen sich laufend. Laut
einer Medienmitteilung ist die Erfolgs-
quote seit dem Start im Jahr 2012 bei
73 Prozent gleich geblieben. Die
gesamtschweizerische Plattform
www.wemakeit.com konnte bis dato
7,5 Millionen Franken generieren.

Schattenseiten von
Klang und Licht
Basel. Künstliches Licht und ständiger
Lärmpegel wirken sich längerfristig
auf die Gesundheit aus. Die Umwelt-
ämter der Kantone Aargau, der beiden
Basel und Solothurn veranstalten an
der Muba eine Sonderschau, die Ant-
worten und Denkanstösse zu diesem
Thema bieten. Der Stand befindet
sich in Halle 2.2.

Stadtnotizen

Unser täglich
Miteinander
Von Nadine A. Brügger

Damit unser tägliches Miteinander
funktioniert, unterliegen wir Schweizer
ungeschriebenen, aber nicht minder
strengen Gesetzen. Abfall gehört in den
Mülleimer, nicht auf die Strasse.
Kommt einem auf dem Trottoir jemand
entgegen, wird im Moment des Kreu-
zens ein Vogel beobachtet, hält ein
Fahrzeug des ÖVs, lässt man die Leute
herausströmen und betritt es erst,
wenn draussen ist, wer raus wollte. Im
Innern des ÖVs gehen die Regeln wei-
ter: Hauptkriterium bei der Platzwahl
ist, möglichst weit weg vom nächsten
Fahrgast zu sitzen. Diese Regel gilt
auch ausserhalb des ÖVs, für Parkbänke
beispielsweise. Ist der Fahrgast noch
jung und/oder busper und füllt das
Fahrzeug sich Richtung Ende seiner
Aufnahmekapazitäten, hat der muntere
Fahrgast seinen Platz an Alte, Schwa-
che, Gehbehinderte oder Schwangere
freizugeben. Das «oh, möchten Sie sit-
zen» hat unaufgefordert über die Lip-
pen zu kommen, bevor das Fahrzeug
losfährt. Ein Ruck, und die Gebrechli-
chen liegen am Boden. Was dann folgt,
wäre allerdings eine ganz andere
Geschichte. Es folgt nun aber eine zum
bereits angeschnittenen Thema.

Ein Morgen unter der Woche, die
Protagonisten finden sich an der Tram-
haltestelle ein: Ein Herr mit Stock, zwei
ältere Damen, ein Herr auf dem Weg
zum nächsten Geschäftstermin, eine
Gruppe schulschwänzender Teenies
und eine Mutter mit ihrer Tochter. Das
Tram fährt ein, das Kind spurtet los.
«Nei Schätzeli», sagt die Mutter, «mir
düen warte, bis d Lüt usgstige sind.»
Allerdings gehen die Erwachsenen,
kaum haben die Türen sich geöffnet,
mit schlechtem Beispiel voran: Der
ältere Herr rammt seinen Stock über
die Schwelle, noch bevor ausgestiegen
ist, wer aussteigen wollte. Böse Blicke.
Mutter und Kind warten. Ebenso die
Teenies. Im Tram folgt das wahre
Drama: Dame Nr. 1 wurde von der
Kollegin auf einen der letzten nahen
freien Plätze komplimentiert, «sitz du,
für mich gohts», sagt die Stehende so
laut, dass nun aber alle Sitzenden den
Zaunpfahl winken sehen sollten. Keiner
von ihnen ist auf den ersten Blick alt,
gehbehindert oder schwanger. Keiner
steht auf. Auf dem letzten freien Platz
nahe des Einstiegs, vom Herrn mit
Stock angepeilt, sitzt der Geschäfts-
mann. Er muss sitzen, stehend tippt es
sich auf seinem Smartphone allzu
schlecht. Er muss die Zeit nutzen,
immerhin ist er noch im Arbeitsprozess.
Auch alle anderen Sitzenden sind noch
tief im Arbeitsprozess, was an Mobilte-
lefonen und Gesichtern abzulesen ist.
Das Tram fährt los, das kleine Mädchen
und die älteren Semester wackeln um
die Wette. Nächste Station, eine Frau
steht auf, steigt aus und gibt die zuvor
von ihr und ihrer Tasche besetzte Dop-
pelsitzbank frei. Das Kind spurtet los.
«Nei Schätzeli», erzieht die Mutter, «mir
lön die ältere Lüt sitze.» Sie lächelt den
Herrn mit Stock an, er lächelt zurück.

Gänzlich unberührt von all dem sind
die Teenies. Sie stehen da, wo Platz für
sie bleibt und hören Musik von ihren
Handys. Ohne Kopfhörer. Das Phäno-
men scheint noch zu jung, als dass sich
bereits ein ungeschriebenes Gesetz dazu
hätte etablieren können. Leider.

Cyber-Stalker hat jahrelang
seineOpferdiffamiert
30 Monate Haft für ehemaligen Primarlehrer gefordert

Von Mischa Hauswirth

Basel. Es kommt selten vor, dass ein
Beschuldigter den Gerichtspräsidenten
anschreit und der Staatsanwältin an
den Kopf wirft, sie begehe eine «satani-
sche Verdrehung» der Tatsachen. Der
54-jährige P.G., der seit gestern vor dem
Strafgericht Basel-Stadt unter dem Vor-
sitz von Lucius Hagemann (CVP) steht,
wurde vor Gericht mehrfach ausfällig.
Der Mann muss sich wegen mehrfacher
Verleumdung, Pornographie, Rassen-
diskriminierung, mehrfacher falscher
Anschuldigung sowie Irreführung der
Rechtspflege verantworten.

Grund für das Verfahren sind meh-
rere Internet-Blogs, auf denen P.G.
seinem Frust über die Behörden Luft
gemacht haben soll. Gemäss der 354 Sei-
ten dicken Anklageschrift hat der Mann
mit unzimperlichen Worten Politiker,
Behördenmitglieder, Staatsanwälte,
Anwälte oder Journalisten angegriffen,
beleidigt und diffamiert.

Bekanntes Opfer
P.G. habe bei der Publikation seiner

Texte eine grosse Ausdauer und Syste-
matik an den Tag gelegt, hielt die
Staatsanwältin fest. Personen, die nicht
seiner Meinung gewesen waren oder
etwas geschrieben hatten, das ihm nicht
passte, habe er mit Hohn und in mehre-
ren Fälle auch mit Anzeigen eingedeckt.
Weil die Staatsanwaltschaft dadurch oft
gezwungen war, Verfahren zu eröffnen,
die aber wieder eingestellt wurden,
wirft die Staatsanwaltschaft dem Mann
Irreführung der Rechtspflege vor.

Das bekannteste Opfer des 54-Jäh-
rigen ist der Basler Erziehungsdirektor
Christoph Eymann (LDP). Ihm schrieb
P.G. mehrere Schmähmails und pran-

gerte ihn im Netz immer wieder an.
P.G. steht im Ruf, ein Cyber-Stalker zu
sein, verwehrt sich aber gegen diese
Darstellung. Stattdessen machte er ges-
tern Staatsanwälten, Richtern, Behör-
den und Journalisten den Vorwurf, Teil
einer Verschwörung gegen ihn zu sein.
«Es ist hochgradig kriminell, was hier
abgeht.» Und: «Man will mich wegha-
ben, weil ich die Wahrheit sage.» Er sei
ein guter Christ, trage die Wahrheit im
Herzen, und stehe jetzt nur vor Gericht,
weil die Behörden acht Jahre lang «Ter-
ror» gegen ihn betrieben, sagte P.G.

Mix von Verschwörungstheorien
Begonnen haben die «Veröffentli-

chungen von Wahrheiten», wie es der
Beschuldigte nennt, nachdem ihm im
Jahr 2007 gekündigt wurde. Die
Behörde stufte den Primarlehrer damals
als selbstmordgefährdet und potenziel-
len Amokläufer ein. Unter anderem soll
er Vorgesetzte bedroht haben. P.G.
wehrte sich gegen die Entlassung durch
alle Instanzen hindurch – blitzte aber
überall ab.

Wegen dieser Entlassung rückte
Christoph Eymann in der Funktion als
Erziehungsdirektor in den Fokus des
Ex-Lehrers. Auch wenn auf diesen Blogs
die Betroffenen wegen angeblicher
«Behördenkriminalität» massiv diffa-
miert wurden, will der Beschuldigte nur
für einen Blog verantwortlich gewesen
sein. Es gebe da «einen fiesen, hinter-

hältigen Unbekannten», der mit Anony-
misierungs-Software diese Sachen ins
Netz gestellt habe. Darum hätten die
Ermittler bis heute nicht herausgefun-
den, wer für diese Blogs verantwortlich
sei. P.G. äusserte den Verdacht, dass die
Staatsanwaltschaft diese Blogs unter-
halten würde, um ihn wegsperren zu
können. Statt jenen Hintermann zu
suchen, würden Staatsanwaltschaft
und Richter im Komplott gegen ihn vor-
gehen. «Es ist eine Perversion des
Rechtssystems, was hier läuft. Basel ist
kein Rechtsstaat mehr.»

Eichenberger verwies in ihrem Plä-
doyer auf die akribische Auswertung
der Computerdaten rund um die Blogs.
Diese Analysen hätten klar gezeigt, dass
der Beschuldigte der Urheber der Inter-
netseiten sei. Alles andere wäre auch
seltsam. Warum sollte jemand auf sei-
nem Blog etwas posten, das mit P.G. zu
tun habe, fragte die Staatsanwältin. Ein
Beispiel: Wenige Stunden nach einer
Einvernahme bei der Polizei erschienen
auf einem Blog plötzlich Details von
dieser Befragung.

Ermittler fanden auf dem Laptop
von P.G. zudem Mangas von harter
Pornographie. Auch ein Artikel, in dem
der Holocaust an den Juden als nicht
historische Tatsache darstellt, wurden
auf dem Computer entdeckt.

Das Verhalten des Mannes sei
pathologisch, sagte die Staatsanwältin
in ihrem Plädoyer. Seine Argumenta-
tion gegen die Behörden bestehe aus
einem Mix von Verschwörungtheorien.
Er sei wie ein Geisterfahrer, der allen
anderen die Schuld gebe. Eichenberger
beantragte beim Gericht 30 Monate
Gefängnis unbedingt sowie eine Sicher-
heitshaft für den Mann. Die Urteilser-
öffnung ist am Freitagnachmittag.

Gemeinnützigen
Wohnraum fördern
SP und Juso lancieren den Abstimmungskampf

Von Christian Fink

Basel. In Basel-Stadt besteht ein Leer-
wohnungsbestand von 0,2 Prozent.
«Damit herrscht Wohnungsnot», sagt
SP-Grossrat René Brigger. Von einer sol-
chen lasse sich ab einem Leerwohnungs-
bestand von unter 0,5 Prozent sprechen,
«auch wenn dies gerne ignoriert wird».
Für den Vizepräsidenten der Wohnbau-
genossenschaften Nordwestschweiz ist
deshalb klar, dass die Initiative «Woh-
nen für alle: Für eine Stiftung für bezahl-
baren Wohn-, Gewerbe- und Kultur-
raum» auch von genossenschaftlicher
Seite mitgetragen wird.

Lanciert wurde die Initiative vor
drei Jahren von SP und Juso. Den
Gegenvorschlag der Regierung, «hät-
ten wir», so SP-Präsidentin Brigitte Hol-
liger, «angenommen». Er wurde vom
Grossen Rat jedoch knapp abgelehnt,
sodass nun die Trägerschaft im Hin-
blick auf die Abstimmung mit grossem
Engagement für ihre Vorlage kämpft:
«Wir gehen auf die Strasse, sprechen
mit den Leuten und legen unsere Argu-
mente dar», sagt SP-Grossrätin Sarah
Wyss. Zu diesen gehört nebst dem
minimalen Leerwohnungsbestand die
Tatsache, dass es in Basel lediglich zehn
Prozent gemeinnütziges Wohneigen-
tum gibt.

Stiftung in Planung
Ausserdem leben 85 Prozent der in

Basel Sesshaften in einem Mietverhält-
nis. Die grosse Nachfrage nach Wohn-
raum lasse in Kombination mit dem
knappen Angebot die Mieten stark stei-
gen, dies trotz rekordtiefer Hypothekar-
zinsen. «Um die Marktmacht privater
Immobilienfirmen einzudämmen, müs-
sen wir den gemeinnützigen Woh-
nungsbau stärken», sagt Hollinger. Und
Wyss: «Die Initiative bekämpft länger-
fristig die Wohnungsknappheit.»

Mit der Initiative soll eine öffent-
lich-rechtliche Stiftung mit einem Start-

kapital von 50 Millionen Franken ins
Leben gerufen werden. Sie wird demo-
kratisch kontrolliert – der Verwaltungs-
rat soll vom Grossen Rat bestellt wer-
den – und fördert den gemeinnützigen
Wohnungsbau. Liegenschaften werden
zur Kostenmiete vermietet; «Hypo-
thekarzinssenkungen werden automa-
tisch weitergegeben», sagt Juso-Mit-
glied Lukas Gruntz.

Vorbild ist die Stiftung für preis-
günstigen Wohn- und Gewerberaum
PWG in Zürich. Vor 25 Jahren gegrün-
det, verwaltet sie heute über 1500 Woh-
nungen und gegen 300 Gewerberäume.
Die nach einem positiven Abstim-
mungsergebnis zu gründende Stiftung
soll laut Gruntz auch innovative Wohn-
formen ermöglichen. «Wir haben nicht
zuletzt dank der Universität viele junge
Leute in Basel. Für sie ist entsprechen-
der Wohnraum erforderlich.»

Breit abgestützt
Eine Stiftung mit einem Kapital von

50 Millionen Franken ermögliche
gemeinnützigen Wohnraum in der
Höhe von 250 bis 300 Millionen Fran-
ken, sagt Brigger. So liessen sich in
wenigen Jahren, auch in Zusammen-
arbeit mit den Wohngenossenschaften,
einige Hundert gemeinnützige Wohn-
einheiten schaffen.

Die Initiative von SP und Juso
kommt am 8. März zur Abstimmung.
Dahinter steht eine breite Trägerschaft:
Dazu zählen gemeinnützige Wohnbau-
organisationen wie die Wohnbaugenos-
senschaft Nordwestschweiz, die Genos-
senschaft Wohnstadt, die Stiftung Habi-
tat, die Edith Maryon Stiftung und
andere. Von politischer Seite wird die
Initiative zudem von der Grünen Partei
Basel-Stadt, von BastA! sowie vom Jun-
gen Grünen Bündnis Nordwest unter-
stützt. Auch die Gewerkschaften VPOD,
Unia, Syndicom und der Basler Gewerk-
schaftsbund unterstützen das Volksbe-
gehren der SP und der Juso mit.

Spitäler erhalten
weniger Geld
Folgen für Versicherte unklar

Basel. Insgesamt 23 Millionen Franken
müssen bei der Universitären Lehre und
Forschung als Folge der basel-städti-
schen Sparübung eingespart werden.
Der Löwenanteil von rund 17 Millionen
Franken entfällt auf das Universitäts-
spital Basel, wie das Nachrichtenportal
Onlinereports vermeldete. Weitere
knapp vier Millionen Franken müssen
die Universitären Psychiatrischen Klini-
ken einsparen, sowie eine Million das
Claraspital und 0,6 Millionen das Felix-
Platter-Spital. «Dieser Betrag wurde den
Spitälern bisher zu Unrecht von den
Versicherern abgezogen. Er soll nun
sachgerecht den Behandlungskosten
der Spitäler zugeordnet und somit über
höhere Tarife abgegolten werden», sagt
Peter Indra, Leiter Gesundheitsversor-
gung im Basler Gesundheitsdeparte-
ment zu Onlinereports. 

Allerdings würde der Kanton Netto
nicht 23 Millionen Franken, sondern
bedeutend weniger einsparen. Dies,
weil die Spitäler und Krankenkassen
höhere Tarife für einen Spitalaufenthalt
aushandeln würden. Damit wird auch
der Kanton automatisch stärker zur
Kasse gebeten. Zusätzlich, damit nicht
die höheren Tarife zu höheren Kranken-
kassenprämien führen, will sich der
Kanton noch mit einem zusätzlichen
Anteil von einem Prozent beteiligen.
Laut Onlinereports würden sich die Ein-
sparungen für den kantonalen Staats-
haushalt dann noch auf geschätzte
zwölf Millionen Franken belaufen.

Die Frage stellt sich nun, ob die
Krankenkassen eine Tariferhöhung auf-
grund der Einsparungen auch wirklich
akzeptierten. Indra sei davon über-
zeugt, dass die Krankenkassen Hand
dazu böten. Er stützt sich bei seiner Ein-
schätzung auf das Bundesverwaltungs-
gericht in St. Gallen. So besagten
Urteile, dass Aufwendungen für die uni-
versitäre Lehre und Forschung in die
Spitaltarife eingerechnet werden könn-
ten. Indra stelle sich auf einen Rekurs
der Krankenkassen ein, er habe aber
keine Angst, hierbei zu verlieren. mar
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Schlechte Beispiele.� Viele
erwachsene warten nicht mit
Einsteigen, bis alle ausgestiegen sind.

Korrekt
IWB erhalten Geld vom Kanton;
BaZ 5.2.15.
Fälschlicherweise schrieb die BaZ ges-
tern, dass die Industriellen Werke Basel
(IWB) im Zusammenhang mit dem
Leistungsauftrag vom Kanton 787 Mil-
lionen Franken erhalten. Dem ist nicht
so. Korrekt ist, dass der Kanton Basel-
Stadt als Eigentümer den IWB erlaubt,
eigene Mittel im Umfang von 787 Millio-
nen zu investieren.

Wegen einer Entlassung
rückte Regierungsrat
Christoph Eymann in
den Fokus von P.G.

Die CVP ist
an der MUBA.
Stand B197.

Kommen Sie mit Kind
und Kegel vorbei.
Wir freuen uns auf Sie.

6.2. bis 15.2.2015
Mo–Fr 11.00–20.00 Uhr,
Sa und So 10.00–18.00 Uhr

CVP – saag’s dehaim!


